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Unter diesen Gesichtspunkten können in den neuen und 
den aufzufüllenden Wohngebieten außer den bisher schon 
ansässigen 44 000 Menschen zusätzlich ca. 21000 Einwoh­
ner angesiedelt werden. Damit ist die Kapazität des Rau­
mes im Sinne der Ziele der Landesplanung noch nicht aus­
geschöpft. Sie kann mit ca. 75 000 Einwohnern angenommen 
werden. 

Schwerpunkte der Entwicklung im künftigen Weichbild 
sollen sein: 

1. Aufzonung der bisherigen Ortskerne. 
2. Auswertung der gesamten südlichen Randlagen für an­

spruchsvolle Wohnformen und infolgedessen Gestaltung 
und Begrenzung des Stadtrandes. 

3. Herausbildung eines Stadtkerngebietes. Hier müssen die 
Zentralfunktionen für den Stadtbereich in angemessener 
Weise erfüllt werden. Es ist an kein „Einkaufzentrum" 
auf grüner Wiese gedacht, wenn auch die dafür vorge­
sehenen Flächen noch unbebaut sind. Das Stadtkerngebiet 
müßte durch eine Mischung von behördlichen, kulturellen 
und erwerbsorientierten Einrichtungen mit Wohnungen 
typisch städtische Züge tragen. 
Programm und Standortbestimmung für das Zentrum 
sollen hier nicht näher erörtert werden, ein Hinweis mag 
aber noch folgen: Es muß im gewichteten Schwerpunkt 
der Bevölkerungsmassierung und in zentraler Lage zum 
Straßengerüst liegen. 

Das Straßengerüst gliedert das Weichbild durch ein weit­
maschiges Gitter mit ostwestlich und nordsüdlich verlaufen­
den Straßenzügen. Es ergänzt die vorhandenen Straßen­
bestände und lehnt sich an das typische Verkehrswege­
bündel an (Abb. 9). 

Der dritte Stadtbereich mit den Grün- und Freiflächen ist 
im Flächennutzungsplan als Außenbereich dargestellt und 
darüber hinaus teilweise in seinem Bestand auch als Ver­
bandsgrünfläche bzw. Landschaftsschutzgebiet gesichert. 

Abgesehen von dieser planungsrechtlichen Fixierung 
sollte es aber darauf ankommen, den Bestand der Land­
schaftswerte aus dem Wesen ihrer Nutzungsart selbst dauer­

, haft zu gestalten. Die südliche Trennzone bietet durch ihre 
guven Böden und ~ie großflächige Parzellierung der land-

wirtschaftlichen Flächen mit arrondierten Hofeslagen -
Ergebnis einer durchgreifenden Flurbereinigung -, soweit 
bisher erkennbar, weiterhin gute Voraussetzungen für eine 
landwirtschaftliche Nutzung, auch bei der allgemein gege­
benen schwierigen Wettbewerbslage. Im Sinne einer Ver­
festigung der Grenze von gebautem Stadtrand zur Land­
schaft sollte auch .die erwähnte Gestaltung des 7" km langen 
Süd-Randes wirken. In diesen gebauten Rand sollten auch 
die unwirtschaftlich gewordenen, kleinen, von hohem 
Baumbestand überragenden oder in ihre Obsthöfe einge­
betteten Restbetriebe einbezogen werden. Es könnte hier 
ein, wenn auch bescheidenes, so doch liebemswürdiges Lokal­
kolorit entstehen. 

Landschaftliche Werte finden sich vor allem in der vom 
Meanderlauf der Lippe durchflossenen nördlichen Niede­
rung. Waldbestände im Wechsel mit Wiesen und Weiden 
und hin und wieder Altwässer ergeben ein charakteristi­
sches Landschaftsbild. Die landwirtschaftliche Nutzung er­
scheint durch große, wirtschaftliche Höfe zumindest zu­
nächst gesichert. Diesen Bereich besonders behutsam zu 
schützen, ja als Erholungsraum zu erschließen und bewußt 
zu machen, ist städtebauliches Ziel. Dies mag dazu bei­
tragen, der neuen Stadt Bergkamen trotz notwendiger wei- · 
terer Industrialisierung lebell!sfreundliche Züge zu be­
wahren. 

Die einzelnen Schritte, ,die zur Bildung der neuen Stadt 
Begkamen führten, von den ersten Gesprächen mit dem 
Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk zum gemeinsamen 
Flächennutzungsplan über die Beschlüsse zur kommunalen 
Vereinigung in den Räten der Ursprungsgemeinden bis zum 
Gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zur Bildung einer 
„Großgemeinde" (1. 1. 66), wurden mit der Verleihung der 
Stadtrechte abgeschlossen. 

Diesem formalen Schritt werden jedoch weitere folgen 
müssen, durch welche die junge Stadt ihrem Wesen -als 
,,Stadt" näherkommt. 

In zwei Generationen hat sich der Raum aus einem rein 
ländlichen in einen industriebestimmten gewandelt. Raum­
ordnung und Städtebau dürfen sich keine zeitlichen Ziele 
setzen. Die im Raum wirkenden Kräfte ordnend lenken, 
das müssen sie. 

KURZBERICHTE AUS PRAXIS UND FORSCHUNG 

Einige Bemerkungen zur Neugliederung des Landes 
Nordrhein-Westfaleq 

Die am 24. 1. 1966 konstituierte Sachverständigenkom­
mission hat sich zunächst in der Erkenntnis, daß sich die 
Verwaltungsreform nur von unten nach oben vollziehen 
kann, in erster Linie mit der Neugliederung -der Gemeinden 
beschäftigt. Im vorliegenden Gutachten1 sin.d deshalb Vor-

1 Die kommunale und staatliche Neugliederung des Landes Nord­
rhein-Westfalen. Abschnitt A: Die Neugliederung der Gemeinden 
in den ländlichen Zonen. Gutachten, erstattet am 22. November 

schläge für eine Gebietsreform .der Gemeinden in den länd­
lichen Zonen unterbreitet worden, weil sich voraussichtlich 
in den Gemeinden der Ballungs- und Ballungsrandzonen 
andere Lösungsmöglichkeiten abzeichnen werden als im 
ländlichen Bereich. Hier können Versorgungs-, Planungs­
und Verwaltungsraum eher zur Deckung gebracht werden. 

1966 durch die von der Landesregierung des Landes Nordrhein­
Westfalen eingesetzte Sachverständigenkommission für die kom­
munale und staatliche Neugliederung des Landes Nordrhein­
Westfalen. - Siegburg: Reckinger & Co. o. J. [1966]. 64 S. Tab. 
Beil.: 1 Kt. 
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In Anlehnung an die zonenbezogene Darstellung des Lan­
desentwicklungsplanes !2, der am 28. 11. 1966 verabschiedet 
worden ist, wer,den im Abschnitt A allgemeine Grundsätze 
und Zidvorstellungen entwickelt, die sich auf "Gemeinden 
und Städtische Verflechtungsgebiete mit zentralörtlicher Be­
.deutung in den Ländlichen Zonen" beziehen lassen. In dieser 
Hinsicht handelt es sich um ein abgeschlossenes Gutachten, 
das auftragsgemäß die eingangs aufgeführten Fragen der 
Landesregierung untersucht und beantwortet. 

Der Zeitpunkt der Veröffentlichung fällt in ,eine Phase, 
in der sich die Notwendigkeit einer gebietlichen Neugliede­
rung der Gemeinden klar abzeichnet, in der es aber noch 
vielerorts an -der erforderlichen· Einsicht mangelt. Die Frage 
ist nur, ob das vorliegende Gutachten in der Lage ist, den 
Neugliederungsbestrebungen positive Impulse zu verleihen. 
Die bereits vorliegenden Ergebnisse lassen erkennen, daß 
das Gutachten wesentlich zur Bereicherung der vielerons 
lebhaft geführten Debatten beigetragen hat. Gute Ergebnisse 
können aber nur dann in einem Meinungsaustausch aller 
Beteiligten erzielt werden, wenn den kommunalen Neuglie­
derungsbestrebungen das Leitbild einer Großgemeinde zu­
grunde liegt. 

Der Leser des Gutachtens wird an diese leitbil.dhafte Vor­
steUung einer Großgemeinde mit mindestens 8000 bis 10 000 
Einwohnern folgerichtig herangeführt. Ausgang der Über­
legungen sind die beiden ersten der sechs größeren Abschnitte, 
in die das Gutachten erngeteilt ist: »Rückblick und Bestands­
aufnahme" und „Die Notwendigkeit einer gebietlichen Neu­
gliederung der Gemeinden". In den beiden folgenden 
Kapiteln beschäftigt sich das Gutachten mit dem Beitrag· der 
Landesplanung zur Neugliederung der Gemeinden und 
untersucht die gemeindlichen Grundtypen einschließlich ihrer 
kommunalverfassungsrechtlichen Ausgestaltung. Kernstück 
der Untersuchung stellt der Abschnitt V dar: ,, Verwirkli­
chung ,der angestrebten Ziele - Kommunalverfassungsrecht­
liehe Gestaltungsmöglichkeit". Abschließend wird auf die 
Durchführung einer gebietlichen Neugliederung der Ge­
meinden eingegangen. Hier wird ,die Vereinfachung des 
Gebietsänderungsverfahrens angesprochen. 

Die Notwendigkeit einer gebietlichen Neugliederung der 
Gemeinden ist unbestritten. Lediglich über die Mindestbe­
völkerungs- und -flächenbasis ,dürften unterschiedliche Vor­
stellungen zu erwarten sein. Es ist aber unverkennbar, daß 
Wissenschaft und Praxis z. Z. eine größere Basis zugrunde 
legen als noch vor ein bis zwei Jahren, als die leitbildhafte 
Vorstellung bei 5000 Einwohnern eingependelt war. Das 
Gutachten hat sich dem Trend zur größeren Basis angepaßt, 
räumt aber ein, daß „bei ungünstigen räumlichen und ver­
kehrsmäßigen Bedingungen die Einwohnerzahl geringer als 
8000 sein" kann, ohne aber die Zahl von 5000 Einwohnern 
zu unterschreiten. Diese flexible Auslegungsmöglichkeit ist 
mancherorts von Vorteil - besonders dort, wo sie mit Rück­
sicht auf ungünstige topographische Verhältnisse und eigen­
ständige Entwicklungsvorgänge erforderlich ist. 

Ziel der Verwaltungsreform ist, nicht nur das Leistungs-

2 Vgl.: Raumforschung und Raumordnung. 25. Jg. (1967) H. 2, 
s. 60 ff. 

vermögen der Gemeinden zu stärken, so~dern auch günsti­
gere Realisierungschancen für raumordnerische Überlegungen 
zu schaffen. Diese zweifache Zielsetzung läßt sich, nach dem 
Beitrag der Landesplanung zu urteilen, nur verwirklichen, 
wenn die verschiedenen Verwaltungsbereiche so zusammen­
gefaßt werden, ,,daß ein Auseinanderfallen von Arbeits-, 
Versorgungs-, Wohnungs- und Erholungsbereichen mög­
lichst verhindert wird". Als zumutbar wird eine Entfernung 
angesehen, die mit öffentlichen Verkehrsmitteln in einer 
halben Stunde zurückgelegt werden kann. Verbesserung der 
kommunalen Infrastruktur, Ausbau günstig gelegener zen­
traler Orte, ein lückenloses System der Versorgungsnahbe­
reiche und übergreifender Versorgungsbereiche der zentralen 
Orte ist das im Gutachten enthaltene Anliegen der Landes­
planung. Dabei werden zwei Grundtypen von Gemeinden 
angestrebt: Der Grundtyp A erfüllt im wesentlichen Auf­
gaben der Grundversorgung, z. B. vollausgebaute Volks­
schule, Freibad,Kindergarten usw. Die Gemeinden des Typs 
B sollen darüber hinaus in der Lage sein, Einrichtungen 
höherer Art bereitzustellen, z. B. Oberschule, Hallenbad 
usw. ,,Der Bereich, für -den die Gemeinden des Typs B zen­
trale Aufgaben erfüllen, muß mindestens 30 000 Einwohner 
umfassen". Die mit der Nahversorgungsabgrenzung ver­
ibundene Maßsta.bsvergrößerung ist aber problematisch, weil 
die aufgezählten zentralen Versorgungseinrichtungen unter­
schiedliche Mindestgrößen und -frequenzen aufweisen. 
Grundsätzlich kann man aber -davon ausgehen, daß das 
Ausmaß der Leerkosten bei allen Einrichtungen der Daseins­
vorsorge um so geringer ausfällt, je häufiger letztere fre­
quentiert werden können. 

Um die angesprochenen Ziele zu verwirklichen, setzt sich 
das Gutachten mit den kommunalverfassungsrechtlichen 
Gestaltungsmöglichkeiten auseinander. Durch die Schaffung 
leistungsfähiger Gemeinden der Grundtypen A und B wer­
,den Ämter und Gesamtgemeinden entbehrlich. Die Forde­
rung nach Auflösung der Ämter wird mit deren begrenzter 
Zuständigkeit und der Möglichkeit der Kompetenzschwie­
rigkeiten begründet. Der Einheitsgemeinde mit oder ohne 
Ortschaftsverfassung wird der Vorzug gegeben. Dem All­
liegen der Oruschaften kann nicht nur im Gebietsänderungs­
vertrag entsprochen werden. Die örtlichen Belange können 
durch den Ortsgemeinderat wahrgenommen werden, was in 
der Hauptsatzung der neuen Gemeinde zu regeln wäre. 

Man würde die Kommission überfor,dern, wenn man hier 
bereits konkrete Gebietsänderungsvorschläge oder Formu­
lierungsvorschläge erwartete. Das ist Aufgabe jener, die 
Folgerungen aus den Überlegungen der Sachverständigen­
kommission zu ziehen haben, u. a. auch der Landesregierung. 
Deshalb ist das letzte Kapitel kurz gefaßt worden. Wesent­
lich ist folgende Feststellung: Es "sollte im Einklang mit 
anderen Gemeindeordnungen der Länder bestimmt werden, 
daß das Gebiet der Gemeinden ,aus Gründen des öffentlichen 
Wohles' geändert wer,den kann". Voraussetzung einer Ge­
bietsänderung ist nach§ 16 Abs. 1 Satz 1 ·der Gemeindeord­
nung in der geltenden Fassung, daß »dringende Gründe des 
übergemeindlichen öffentlichen Interesses für die Änderung 
des Gebietes gegeben sind". Die Praxis zeigt, daß vereinfacht 
werden muß, will ma"n. zu Neugliederungen kommen. 
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Im Anhang bringt das Gutachten Erläuterungen und 
Anlagen über die Gemeindegrößenklassen, die Wohnbevöl­
kerung, die Bevölkerungsentwicklung und W anderungsbe­
wegungen, •die Landkreise nach Bevölkerungsdichte und die 
Bediensteten der amtsangehörigen Gemeinden sowie Finan­
zierungsübersichten. Des Hinweises bedarf auch die Zusam­
menfassung .der zahlreichen und übersichtlich geordneten 
Literaturangaben. 

Nicht nur den Vertretungen und Verwaltungen der 
Gemeinden und der Aufsichtsbehörden ~on Nordrhein­
Westfalen kann das Gutachten zur weitgehenden Durchsicht 
empfohlen werden, sondern auch allen entsprechenden In­
stitutionen der anderen Bundesländer. Hier wie dort wird 
es bei der Neugliederung der Gemeinden um folgende we­
sentlichen Probleme gehen: 

1. Abgrenzung des Nahversorgungsbereichs bzw. Deckungs­
gleichheit von Verwaltungsgebiet und Nahversorgungs­
bereich. 

2. Die notwendige Anderung der Gemeindeordnung zur 
Vereinfachung von Gebietsänderungsverträgen. 

3. überbrück,ung des Gegensatzes von Stadt- und Landge­
meinden. 

Die ersten beiden Problemkreise sind in dem Gutachten 
berücksichtigt. Dabei muß aller.dings beachtet werden, daß 
die Modelle der beiden Grundtypen A und B mit dem viel­
fältigen Nebeneinander und übereinander zentralörtlicher 
Beziehungen nichts zu tun haben, sondern nur die Funktion 
eines Leitbildes ausüben. 

Kaum berücksichtigt ist der mancherorts noch geltende 
Gegensatz zwischen Stadt- und Landgemeinden. Ob dieser 
durch die Ortsverfassung überbrückt werden kann, muß 
trotz der vielseitigen Ausgestaltungsmöglichkeiten nach den 
bisherigen Erfahrungen bezweifelt werden. Ohne -den Wert 
,des Gutachtens mindern zu wollen, kann darauf verwiesen 
werden, daß es noch ,der soziologischen Überlegungen bedarf, 
wenn man günstigere Voraussetzungen für ein Zusammen­
gehen von Stadt- und Landgemeinden schaffen will. Deren 
gegenseitige Zuordnung wird sich nämlich nur -dort vermei­
den lassen, wo Lan,dgemeinden als Zentralorte ausgewiesen 
worden sind. Der Kommission wird dieses Problem nicht 
unbekannt sein. Der Gesichtspunkt ist sicherlich der Erkennt­
nis zum Opfer gefallen, daß ,dem gesamten vielschichtigen 
Problemkomplex „Kommunale Neugliederung" nicht opti­
mal entsprochen werden kann, wenn alle Gesichtspunkte 
berücksichtigt werden. Außerdem kommt es entscheidend 
auf die Erfüllung des Auftrages an. Ihm ist nicht nur zeit­
gerecht entsprochen worden. 

Fritz Quidde 

Hongkongs Planungsprobleme 

Auf den 29 Quadratmeilen ,der Viktoriainsel sind bereits 
1,1 Millionen Einwohner und auf der 3,25 Quadratmeilen 
großen Halbinsel Kaulun schon 2,2 Millionen Einwohner 
zusammengedrängt. Mit den 1898 für 99 Jahre gepachteten 
New Territories, die heute eine Pufferzone zur Chinesischen 

Volksrepublik bilden und wo annähernd 600 000 Einwoh­
ner leben, strebt Hongkong mit Siebenmeilenstiefeln der 
4-Millionen-Grenze entgegen. Trotz des hermetischen Ab­
schlusses von weiteren Flüchtlingszuwa.nderungen bilden 
die über 99 0/o anteiligen Chinesen •das Mammutproblem 

1der Unterbringung, zumal auf einen Sterbefall fünf Gebur­
ten kommen. Die Weichen des planerischen Netzwerkes 
wurden zwar schon von einem Gutachten ,des Sir Patrick 
Abercrombie für eine moderne Stadt- und Landesplanung 
gelegt; doch auch er konnte .die sich nahezu überstürzende 
Entwicklung kaum voraussehen. Seit 1953 betreibt ein Re­
settlement Department -die Umsiedlung der Flüchtlinge, 
während das Public Works Department mit dem Bau 
mehrstöckiger Wohnblocks begann. Seit 1954 unternahm 
dann die offizielle Housing Authority den Bau von Massen­
siedlungen nach -dem englischen Programm Mark I-IV. Es 
sind jene berühmt gewordenen Siedlungskomplexe, die die 
Squattersiedlungen ablösten und auf ihren Dächern die 
Grundschulen tragen. 

Neben dem Wohnungsproblem •drängen sich zusehends 
die Verkehrsmisere und der zunehmende Fremdenverkehr 
in den Vordergrund. Der Naturhafen Hongkong trennt die 
Viktoriainsel von Kaulun. Zwischen beiden Stadtteilen be­
stehen engste Verflechoungen funktioneller Art. Ist Viktoria 
in erstier Linie Verwaltungs- und Handelszentrum, so domi­
nieren in Kaulun die Wohn-, Industrie- und Einkaufsfunk­
tionen. Auch der phantastische Flugplatz Kai Tak, dessen 
Piste künstlich und optisch wirkungsvoll in die Meeresbucht 
gelegt wurde, liegt in Kaulun. 

Die meist ein- und zweigeschossigen Neubaugebiete am 
Stadtrand haben Platz gefordert, während sich auf den 
granitenen Sockeln des Hafengebietes die Hochhäuser bal­
len. Fußgänger-, Wagen- und gemischte Fähren versuchen 
den Kontakt zwischen den Stadtteilen zu halten. Wurden 
1956 noch durchschnittlich am Tage 3418 Wagen befördert, 
waren es 1962 schon 6769 und 1966 gar 11 845. Bei dem 
steigenden Motorisierungsgrad rechnet man zum Planziel 
mit einer Bewältigung von 25 600 Wagen pro Tag. Diese 
mehr als Verdoppelung des Fährverkehrs wir,d auf dem üb­
lichen Wege für kaum möglich gehalten. Außerdem kann 
der Quell- und Zielverkehr noch nach ganz anderen Strö­
mungsverhältnissen laufen. Allein von 1962 bis 1966 haben 
die Kraftfahrzeuge in beiden Stadtteilen von 61 482 auf 
92 903 zugenommen! _ 

Trotz der lauernden politischen Krise wird jetzt das Tun­
nelprojekt verfolgt. An einer der engsten Stellen des Hafens 
zwischen der Causeway-Bay am Viktoria-Park der Glou­
cester Road soll der vierspurige Fahrweg zum Castle Peak 
des Festlandes geführt werden, wobei die Hauptzubringer­
achsen in mehreren Ebenen eingeführt werden sollen. Knapp 
über eine englische Meile lang, wird der Tunnel von Privat­
gesellschaften finanziert. 1,75 DM pro Privatwagen, 3,50 DM 
pro Doppeldeckerbus und 5,25 DM pro Lastwagen sind als 
spätere Abgaben berechnet, um eine schnelle Amortisation zu 
erlangen. Als Bauzeit sind 36 Monate veranschlagt. Wenn 
- wie geplant - 1967 mit dem Bau begonnen wird, dürfte 
1970 .das wichtigste Verbindungsglied zwischen beiden Stadt­
teilen in Funktion treten. 


